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Sachgebiet 63 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Betr.: Nachträgliche Unterrichtung über die eingegangene Verpflichtung, 

250 ha auf dem Rysumer Nacken in Emden an das Land Niedersachsen 
bzw. die Stadt Emden zu verkaufen 
Bezug: §64Abs.2BHO 


Schreiben des Bundesministers der Finanzen vom 2. Mai 1973: 

Das Land Niedersachsen und die Stadt Emden verhandeln mit 
der Phillips Petroleum Norsk A/S (Oslo) über die Anlandung 
von Erdgas und -öl aus Norwegen in Emden. Die Firma Phillips 
fordert die Bereitstellung eines Grundstücks von 250 ha auf 
dem Rysumer Nacken in Emden und eine Preisbindung bis 1978. 
Da Bund und Land aus energiewirtschaftlichen Gründen sehr 
an der Ansiedlung von Phillips interessiert sind, Phillips aber 
auch noch andere Angebote aus europäischen Ländern hatte, 
mußte kurzfristig über die Bereitstellung des bundeseigenen 
Geländes in Emden entschieden werden. Ich habe mich daher 
mit Schreiben vom 28. Februar 1973 verpflichtet, bis zum 31. De- 
zember 1978 dem Land bzw. der Stadt Emden 250 ha auf dem 
Rysumer Nacken in Emden in Teilabschnitten zu verkaufen. 
Das Land bzw. die Stadt wird das Grundstück erschließen und 
dann für die Industriesiedlung Weiterverkäufen. Das Grund- 
stück wurde durch Eindeichung gewonnen. Die Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung hat 80 ha bereits aufgespült. Die Auf- 
spülarbeiten für 170 ha werden bis 1978 beendet sein. 

Der Verkehrswert beträgt - unter Berücksichtigung des Zu- 
standes nach der Aufspülung - 3,80 DM/qm für die 80 ha und 
3,90 DM/qm für die 170 ha. Der Kaufpreis ist ganz oder teilweise 
fällig, wenn das Land Niedersachsen bzw. die Stadt Emden das 
Grundstück oder Teile davon weiterverkauft, für die 80 ha 
spätestens am 30. April 1974 und für die 170 ha spätestens am 
31. Dezember 1976. Für Verkäufe nach dem 31. Dezember 1976 
ist der dann gültige Verkehrswert zu zahlen. Soweit die Vor- 
aussetzungen nach dem Grundstücksverbilligungsgesetz nach- 
gewiesen werden, kann der Verkehrswert um 30 v. H. gesenkt 
werden. 

Wegen des Wertes des Grundstücks (rd. 10 Mio) hätte die ab- 
gegebene Verkauf sverpflichtung gemäß § 64 Abs. 2 BHO der 
Zustimmung des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
bedurft. Wegen der Eilbedürftigkeit war die Einholung dieser 
Zustimmung nicht möglich. Der Stand der Verhandlungen zwi- 
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sehen dem Land Niedersachsen, der Stadt Emden und Phillips 
erforderten eine umgehende Entscheidung. Ohne die Verpflich- 
tungserklärung vom 28. Februar 1973 wäre die Ansiedlung von 
Phillips in Emden in Frage gestellt worden. Phillips hat sich 
zwischenzeitlich für die Ansiedlung in Emden entschieden. 

Ich bitte, dem Deutschen Bundestag gemäß § 64 Abs. 2 Satz 2 
BHO von der Verkaufsverpflichtung Kenntnis zu geben. 
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Nachträgliche Mitteilung 

an den Bundestag und Bundesrat von der Veräußerung von Grundstücken 

(§ 64 Abs. 2 Satz 2 BHO) 


CO 


Bezeichnung, ( 
Größe und | 
Beschreibung ] 
des ( 
Grundstücks i 


Verm.-Gruppe 

Kto.-Nr. 

Dienststelle 


Ermittelter 

Verkehrswert 

DM 


! Begründung der 
| Notwendigkeit der 

Verkaufspreis i Verwendung des Grundstücks I Veräußerung und 

1 Erwerber » der erst nach trag- 

~ 1 | liehen Mitteilung an 

den Bundesrat 

jetzige künftige | und Bundestag 


1 

1 2 

! 3 

Bundeseigenes 

i 4009/120 

73,80 DM/qm 

Gelände auf 

1 BV-Amt 

i für 80 ha 

dem „Rysumer 

Emden 

| 3,90 DM/qm 

Nacken" in 

zur Zeit noch 

1 für 170 ha 

Emden; 

Verwaltungs- 

i 

Gemarkung 

1 grundver- 

i 

Wybelsum, 

mögen des 

1 

Flur 14, 
Flurstück 3 
teilweise 

Größe: 

250 ha (Teil- 
stück einer 

620 ha großen 
Aufspülfläche) 
80 ha bis auf 

6 m über NN i 

BMV 

1 

j 

i 

t 

1 

i 

! 

1 

1 

1 

1 

i 

i 

! 

1 

- sturmflut- 
sicher - auf- i 

gespült 

170 ha werden 
bis spätestens 
1978 aufge- 
spült sein. 


1 

1 

! 

i 


4 

! vorbehaltlich 
( des Ergebnis- 
, ses der 
i katasteramt- 

! liehen Ver- 

l 

. messung: 

; 9 670 000 DM 
| abzüglich 30% 

I (2 901 000 DM), 

I falls die Vor- 
aussetzungen 
des Grund- 
stücksver- 
billigungs- 
gesetzes für 
das gesamte 
Grundstück 
nachgewiesen 
werden 

= 6 769 000 DM 


! 

i 


5 

i Land Nieder- 
' Sachsen oder 
, Stadt Emden 
i (Abstimmung 
1 zwischen 
, beiden muß 
! noch erfolgen) 


! 

i 


durch Ein- 
deichung 
| gewonnenes 
Neuland, wird 
! zur Zeit von 
j der Wasser- 
I und Schiff- 
I fahrtsverwal- 
I tung aufgespült 


I Industrie- 
I zwecke 
, (Anlandung 
I von Erdgas 
! und Erdöl, 

| Gastrenn- 
' anlagen, 

' Anlagen der 
Petrochemie) 


' Das Grundstück ist 
nach Beendigung der 
Aufspülarbeiten für 
1 den Bund entbehr- 
lich. Es wird als 
Industriegelände 
| ausgewiesen wer- 
I den. Das Land Nie- 
I dersachsen oder die 
j Stadt Emden werden 


das Grundstück erschließen und dann für die Ansiedlung von 
Industrie Weiterverkäufen. 

Das Land und die Stadt stehen seit langem mit Phillips Petro- 
leum Norsk A/S (Oslo) in Verhandlungen über die Anlandung 
und Verarbeitung von Erdgas und Erdöl aus Norwegen in 
Emden. Der erfolgreiche Abschluß dieser Verhandlungen war 
davon abhängig, daß sich der Bund verpflichtete, 250 ha auf 
dem Rysumer Nacken bis 1978 vorzuhalten und zu verkaufen. 
Das BMF war von den Verhandlungen erst so spät unterrichtet 
worden, daß die Einholung der Einwilligung des Bundestages 
und Bundesrates zu dieser Verpflichtungserklärung nicht mehr 
möglich war. Der mit der Einholung der Einwilligung zwangs- 
läufig verbundene Zeitverlust hätte das Scheitern der Verhand- 
lungen bedeuten können, zumal Phillips auch von anderen 
europäischen Ländern Standortangebote hatte. Dieses Risiko 
konnte nicht eingegangen werden, denn die Anlandung von 
Erdgas und Erdöl aus Norwegen ist für die Bundesrepublik von 
energiewirtschaftlicher Bedeutung. Phillips hat sich zwischen- 
zeitlich für den Standort Emden entschieden. 
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